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und es auch keine Zerlegung einer im Zerfall begriffe­
nen Ehe in einzelne Zeitabschnitte geben kann, von 
denen jeweils der ältere als abgeschlossen und nicht 
mehr beachtlich zu gelten hätte (Urteil des Obersten 
Gerichts vom 30. Juli 1959, NJ 1959 S. 716).
Bis zur Gegenwart kommen noch immer Fälle vor, in 
denen das Gericht bei der Scheidung einer „alten“ Ehe 
nicht beachtet, daß der Tatbestand des § 8 EheVO 
o b j e k t i v e  Verhältnisse betrifft, die vollständig und 
erschöpfend ermittelt und gewürdigt werden müssen, 
und zwar einschließlich der Frage der zumutbaren 
Härte. Es muß zugegeben werden, daß gerade die 
Scheidung solcher Ehen besonders problematisch ist 
und daher dem Gericht mehr als normale Schwierig­
keiten bieten kann. Das Oberste Gericht hat es deshalb 
für richtig gehalten, noch nach Erlaß der Richtlinie 
Nr. 9 in einer Entscheidung an Hand eines charakte­
ristischen Beispiels nochmals zur Feststellung ernst­
licher Gründe bei Scheidung einer alten Ehe Stellung 
zu nehmen (Urteil des Obersten Gerichts vom 5. März 
1959 - 1 ZzF 8/59 - NJ 1959 S. 714).
Die einem kreisgerichtlichen Urteil zugrunde liegende 
Sachlage gab Veranlassung, darauf hinzuweisen, daß 
bei Beurteilung des Grades der Zerrüttung des ehe­
lichen Lebens gegebenenfalls auch geprüft werden muß, 
ob und unter welchen Umständen die Ehepartner in 
der Zeit ihres Getrenntlebens miteinander verkehrt und 
dabei Zusagen über die Wiederaufnahme der ehelichen 
Gemeinschaft abgegeben haben (Urteil des Obersten 
Gerichts vom 14. Juli 1960 — I ZzF 34/60). Aus einer 
sorgfältigen Erforschung solcher Umstände können sich 
gegebenenfalls wichtige Schlüsse für den objektiven 
Stand der ehelichen Beziehungen ergeben.
Begründet ein Gericht die Aufrechterhaltung einer ge­
störten Ehe damit, daß die vorhandenen ehelichen Kin­
der noch dringend das Elternhaus brauchen, so ist das 
selbstverständlich ein für die Anwendung des § 8 EheVO 
in das Gewicht fallender Umstand. Nur dürfen dabei 
nicht etva subjektive Auffassungen des einen oder ande­
ren Elternteils eine ausschlaggebende Rolle spielen. Ent­
scheidend sind auch hier die erschöpfend zu klärenden 
o b j e k t i v e n  Momente, welche die vom Gericht 
jeweils gezogene Schlußfolgerung rechtfertigen. War 
zum Beispiel die Erziehung der Kinder bisher uhzu- 
länglich oder überstieg sie infolge besonderer Umstände 
die Kräfte der Mutter, weil der Vater ihr die Sorge um

die Kinder im wesentlichen überlassen hatte, so kann 
dies ein für die Aufrechterhaltung der Ehe sprechender 
Umstand sein, wenn objektiv begründete Aussicht auf 
Beseitigung dieser Mängel besteht (Urteil des Obersten 
Gerichts vom 12. Januar 1961 — 1 ZzF 58/60).
Als schwierig in der Beurteilung erwiesen sich erfah­
rungsgemäß Fälle, in denen zu bereits bestehenden, für 
sich allein aber die Scheidung noch nicht rechtfertigen­
den Umständen eine schwere, unheilbare und persön­
liche Pflege erfordernde Erkrankung eines der Ehepart­
ner tritt. Das Oberste Gericht hat darauf hingewiesen, 
daß solche einem harmonischen Eheleben nun einmal 
hinderlichen objektiven Verhältnisse nicht ohne weite­
res mit der Erwägung abgetan werden dürfen, daß die 
Ehe eine Lebensgemeinschaft für gute und böse Tage 
sein muß. Der konkrete- Fall lag so, daß unter den 
Eheleuten, infolge von Reibungen aus anderen Gründen 
und wegen ständiger ernstlicher Differenzen zwischen 
der Ehefrau und der im Haushalt der Parteien leben­
den Mutter des Ehemannes, bereits längere Zeit hin­
durch ein Zustand eines nur äußerlichen Nebenein­
anderlebens und des völligen Erkaltens innerer Bin­
dungen eingetreten war. Zudem war die Ehefrau aus 
wirtschaftlichen Gründen gehalten, Berufsarbeit zu lei­
sten. Entgegen der Auffassung des Instanzgerichts 
konnte in diesem Fall die Ehe nicht allein deshalb 
aufrechterhalten bleiben, weil der Ehemann schwer 
erkrankt war und einer ständigen Pflege und Fürsorge 
bedurfte. Er hätte sich bei der gegebenen Sachlage nicht 
weigern dürfen, nötigenfalls die in unserem Staat be­
stehenden großzügigen Einrichtungen des Sozialwesens 
in Anspruch zu nehmen, und war nicht berechtigt, statt 
dessen von seiner Frau sogar die Aufgabe ihrer 
Berufstätigkeit zu verlangen (Urteil des Obersten 
Gerichts vom 12. Januar 1959 — 1 ZzF 55/58).
Vom Standpunkt des Familienrechts wie auch aus 
Gründen der Staatspolitik erwies es sich schließlich als 
notwendig, auszusprechen, daß einem Ehemann, der mit 
seiner Frau in Westdeutschland gelebt hatte, aber aus 
gesellschaftlich anzuerkennenden Gründen in die 
Deutsche Demokratische Republik übergesiedelt war, 
das Recht zugestanden werden muß, von seiner in 
Westdeutschland verbliebenen Frau die Herstellung der 
Lebensgemeinschaft an seinem Wohnort in der Deut­
schen Demokratischen Republik zu verlangen (Urteil 
vom 9. Juli 1959 — 1 ZzF 18/59). (wird fortgesetzt)

BRIGITTE MÜLLER, Richterpraktikant am Kreisgericht Freital
DIETER STARKULLA, Justitiarassistent des VEB Industrieanlagen-Export Berlin
SIEGMAR KRAUSE, Mitarbeiter der FDJ-Bezirksleitung Berlin

Erfahrungen aus einem Gerichtspraktikum in Familiensachen

In der richterlichen Tätigkeit nehmen die Ehescheidungs­
prozesse ganz allgemein noch einen breiten Raum ein. 
Während unseres Gerichtspraktikums untersuchten wir 
deshalb, wie die Stadtbezirksgerichte Berlin-Mitte und 
Berlin-Lichtenberg das Neue bei der Entwicklung und 
Festigung der sozialistischen Beziehungen zwischen den 
Menschen unter Einbeziehung der gesellschaftlichen 
Kräfte, wie z. B. der sozialistischen Brigaden, durch­
setzen und wie sie mit dem Referat Jugendhilfe und der 
Abteilung Gesundheitswesen (Säuglingsfürsorge) Zu­
sammenarbeiten.

*

In unserem Staat ist die Ehe eine für das ganze Leben 
geschlossene Gemeinschaft zwischen Mann und Frau. 
Auf der Basis der völligen Gleichberechtigung und der 
gegenseitigen Liebe und Achtung erziehen die Ehegatten 
sich gegenseitig und ihre Kinder im Geiste des Sozia­

lismus. Es erhebt sich nun die Frage, worin eigentlich 
die Ursachen für die Zerrüttung der Ehe unter unseren 
gesellschaftlichen Verhältnissen liegen. Dabei kann das 
Gericht nicht nur von diesen oder jenen scheinbaren 
Individualproblemen als Scheidungsgründen zweier 
Menschen ausgehen, sondern es muß die tatsächlichen 
Ursachen, den realen gesellschaftlichen Konflikt auf­
decken. Das sollte unserer Meinung nach unter drei 
Hauptgesichtspunkten geschehen:

1. Der konkrete Entwicklungsstand der Gesellschaft.
2. Die individuelle Entwicklung der Eheleute vor und 
während der Ehe.
3. Der ideologische Zustand der verschiedenen Kollek­
tive, in denen sich die Eheleute bewegen, oder die 
isolierte Stellung des einen oder beider Ehegatten in 
der Gesellschaft.
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